
der Pflichten vorsätzlich oder fahrlässig eine konkrete 
Gefahr für die Gesundheit und das Leben der Werktäti­
gen im Betrieb herbeiführt oder zuläßt. Eine solche 
konkrete Gefahr hat der Angeklagte W. durch seine 
Pflichtverletzungen herbeigeführt.
Fehlerhaft war die Verurteilung des Angeklagten we­
gen Verstoßes nach § 11 Brandschutzgesetz in Verbin­
dung mit § 5 Brandschutzgesetz und § 1 der 1. DB zum 
Brandschutzgesetz. Dem Bezirksgericht ist zwar zuzu­
stimmen, daß der Angeklagte auf Grund seiner Stel­
lung als Leiter eines Kollektivs von Werktätigen zu 
dem Personenkreis gehörte, der für den vorbeugenden 
Brandschutz im Sinne des § 5 Brandschutzgesetz und 
§ 1 der 1. DB zum Brandschutzgesetz verantwortlich 
war. Seine Verurteilung nach dem Brandschutzgesetz 
wäre jedoch nur dann gerechtfertigt, wenn er durch 
seine Pflichtverletzungen den Tatbestand einer der im 
§ 11 Abs. 2 Buchst, a bis i beschriebenen Handlungen 
verwirklicht hätte. Das Bezirksgericht hat insoweit 
nicht dargelegt, gegen welche der im § 11 beschriebe­
nen Tatbestände der Angeklagte verstoßen haben soll. 
Die vom Werkleiter des Walzwerkes im Jahre 1962 
herausgegebene Brandschutzordnung stellt keine Brand- 
schutzbestimmung im Sinne des § 11 Buchst, i des Brand­
schutzgesetzes dar, da hierunter nur Brandschutzanord­
nungen, die auf Grund des Brandschutzgesetzes erlassen 
werden, zu verstehen sind.
Das angefochtene Urteil war deshalb auf den Protest 
gemäß § 292 Abs. 3 StPO insoweit im Wege der Selbst­
entscheidung im Schuldausspruch abzuändern.
Soweit mit dem Protest eine höhere Bestrafung des 
Angeklagten W. angestrebt wird, war ihm der Erfolg 
zu versagen. Der Protest geht zutreffend davon aus, 
daß der Angeklagte die eingetretenen Folgen, die kon­
krete Gefahr für die Gesundheit und das Leben der 
Werktätigen, den Brand und die Wirtschaftsplangefähr­
dung unbewußt fahrlässig herbeigeführt hat. Da hin­
sichtlich dieser letztgenannten Folgen die Pflichtver­
letzungen des Angeklagten nicht allein ursächlich waren, 
ist die Feststellung des Bezirksgerichts, daß trotz des 
hohen volkswirtschaftlichen Schadens und unter Be­
rücksichtigung der Persönlichkeit des Angeklagten der 
Grad seiner Schuld verhältnismäßig gering ist, nicht 
zu beanstanden. Im Gegensatz zur Auffassung des Pro­
testes hat das Bezirksgericht das Versagen der betrieb­
lichen Kräfte bei der Bekämpfung des Brandes nicht 
überbetont. Der Umstand, daß der Zeuge O. die Mög­
lichkeit zur Eindämmung des Brandes mit Kleinlösch­
geräten ohne Alarmierung der Feuerwehr fehlerhaft 
einschätzte, kann nicht dem Angeklagten zum Nach­
teil gereichen, weil er — im Gegensatz zur Auffas­
sung des Protestes — mit einer solchen Möglichkeit 
nicht rechnen konnte und mußte. Die vom Bezirks­
gericht erkannte Strafe entspricht der individuellen 
Schuld und Verantwortlichkeit des Angeklagten. Der 
Protest war daher insoweit zurückzuweisen. 
Aufrechtzuerhalten war die Verurteilung des Ange­
klagten W. zum Schadenersatz (wird ausgeführt). 
Hinsichtlich des Angeklagten K. hatte der Protest kei­
nen Erfolg. Das Bezirksgericht hat festgestellt, daß der 
Angeklagte K. zu dem Personenkreis gehört, dem auf 
Grund seiner Stellung als leitender Mitarbeiter des 
Walzwerkes die Verantwortung für den Gesundheits-, 
Arbeits- und Brandschutz im Sinne der §§ 8, 18 ASchVO, 
§ 5 Brandschutzgesetz, § 1 der 1. DB zum Brandschutz­
gesetz oblag. Im Gegensatz zur Auffassung des Be­
zirksgerichts und des Protestes kann jedoch daraus 
nicht der Schluß gezogen werden, daß der Angeklagte 
auch für die am 25. Juli 1965 von der Brigade W. vor­
genommenen Reparaturarbeiten, mit denen der Arbeits­
schutz und die technische Sicherheit untrennbar ver­
bunden waren, verantwortlich gewesen ist.

Der Verantwortungsbereich des Angeklagten als Leiter 
der Instandhaltung und stellvertretender Hauptmecha­
niker ergibt sich aus seinem Funktionsplan. Dazu ge­
hören auch Schweißarbeiten des Betriebes nach tech­
nisch einwandfreien und dem Stand der Technik ent­
sprechenden Vorschriften. Der Verantwortungsbereich 
des Angeklagten bezieht sich mithin nach dem Funk­
tionsplan ausschließlich auf Schweißarbeiten des Be­
triebes, also nicht auf die von anderen Betrieben oder 
Feierabendbrigaden durchzuführenden Schweißarbei­
ten. Aus dem Funktionsplan des Hauptmechanikers, 
den der Angeklagte am fraglichen Tage vertrat, kann 
eine Verantwortung für die von der Brigade W. durch­
geführten Schweißarbeiten gleichfalls nicht hergeleitet 
werden. Die Arbeiten an der Kranbahnschiene stellten 
weder eine Generalreparatur noch eine vorbeugende 
Reparatur dar, für deren Planung und Durchführung 
sowie Erarbeitung von Reparaturtechnologie der Haupt­
mechaniker nach dem Funktionsplan verantwortlich ist. 
Abgesehen hiervon hätte eine Reparaturtechnologie 
für diese Arbeiten bereits vor der Übernahme der 
Funktion des Hauptmechanikers durch den Angeklag­
ten erfolgen müssen.
Da sich die Verantwortung des Angeklagten K. für die 
von der Brigade W. durchgeführten Arbeiten weder 
aus seinem Funktionsplan noch aus dem des Haupt­
mechanikers ergibt, war zu prüfen, welche Pflichten 
dem Angeklagten insoweit nach den gesetzlichen Be­
stimmungen, nach den betrieblichen Weisungen oder 
nach der tatsächlich ausgeübten Tätigkeit oblagen (vgl. 
Abschn. I Ziff. 2 der Richtlinie Nr. 20). Als gesetzliche 
Bestimmungen für diese Arbeiten sind die ABAO 7 — 
Arbeitssicherheit bei Instandsetzungsarbeiten in Be­
trieben — vom 23. Juni 1965 (GBl. II S. 536) und ASAO 
191/1 anzusehen, wobei die ABAO 7 deswegen außer 
Betracht bleibt, weil der Angeklagte von dieser Ar­
beitsschutzanordnung ohne sein Verschulden keine 
Kenntnis hatte. Für das Vorhandensein aller nach der 
ASAO 191/1 einschlägigen Arbeitsschutzanordnungen, 
betrieblichen Anweisungen und Arbeitsschutzinstruk­
tionen, wozu auch die Brandschutzordnung des Betrie­
bes gehört, hat nach § 2 Abs. 3 der Betriebsleiter zu 
sorgen. Für die Beachtung der betrieblichen Besonder­
heiten am Einsatzort war entsprechend § 2 Abs. 4 der 
ASAO 191/1 der Auftraggeber verantwortlich. Als Auf­
traggeber im Sinne der ASAO 191/1 kann nicht schlecht­
hin die den Auftrag erteilende Stelle, also der Haupt­
mechaniker, angesehen werden. Auftraggeber war viel­
mehr der Betrieb als juristische Person, dessen Leiter 
die ihm nach der ASAO 191/1 obliegenden Pflichten auf 
die ihm nachgeordneten leitenden Mitarbeiter übertra­
gen konnte.
Im Walzwerk waren nach der Betriebsanweisung 
11/1960 des Werkleiters vom 21. Juni 1960 eine Viel­
zahl leitender Mitarbeiter für die Zusammenarbeit mit 
Fremdbetrieben verantwortlich, zu denen auch der 
Hauptmechaniker, aber auch Obermeister u. a. gehör­
ten. Sofern es sich nicht um größere Aufträge handelte, 
war der Hauptmechaniker befugt, ohne Mitwirkung 
des technischen Leiters selbständig Aufträge für In­
standsetzungsarbeiten zu erteilen. Aus den auf Grund 
dieser Betriebsanweisung mit den Fremdbetrieben im 
Hinblick auf den Arbeitsschutz und die technische 
Sicherheit bei der Durchführung von Investaufträgen 
sowie Generalreparaturen und anderen Fremdleistun­
gen abzuschließenden Nachtragsvereinbarungen ergibt 
sich jedoch nicht, daß für die Festlegung der notwen­
digen Sicherheitsmaßnahmen mit den Fremdbetrieben 
der Hauptmechaniker bzw. der Leiter der Investabtei- 
lung persönlich verantwortlich war. Vielmehr wurde 
in den schriftlich vorliegenden Verträgen, wie sie bei 
Investitionen abgeschlossen wurden, vom Auftraggeber,
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